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76/04 - Kreis Coesfeld

Ungültigkeitserklärung für einen durch Diebstahl
abhanden gekommenen Dienstausweis

Der Dienstausweis Nr. 501/01 des Kreisangestellten
Michael Wiechert, ausgestellt am 26.11.2001 vom Kreis
Coesfeld, ist durch Diebstahl abhanden gekommen und
wird hiermit für ungültig erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises wird straf-
rechtlich verfolgt.

Sollte der Ausweis gefunden werden, wird um Rückgabe
an die Kreisverwaltung Coesfeld gebeten.

Coesfeld, den 09.11.2004

Kreis Coesfeld
Der Landrat
Abt. 410
gez. Sieg

77/04 - Kreis Borken

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für
die Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen
am 22.05.2005 in den Wahlkreisen Nr. 77 - Borken I -, Nr.
78 - Borken II -  und Nr. 79 - Coesfeld I/ Borken III -

Die kommende Landtagswahl im Lande Nordrhein-West-
falen findet am Sonntag, dem 22.05.2005, statt.

Gemäß § 22 Landeswahlordnung (LWahlO) vom
14.07.1994 (GV NRW S. 548, 964/ SGV NRW 1110) zuletzt
geändert durch Verordnung vom 08.05.2004 (GV NRW S.

230), fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen
für die Wahlkreise Nr. 77  - Borken I - , Nr. 78  - Borken II -  und
Nr. 79  - Coesfeld I / Borken III -  auf.

Die Wahlkreise sind durch das Gesetz über die Wahlkreisein-
teilung für die Wahl zum Landtag Nordrhein-Westfalen
(Wahlkreisgesetz vom 03.02.2004, GV NRW S. 80/SGV NRW
1110) wie folgt abgegrenzt worden:

Wahl- Name Gebiet des Wahlkreises
kreis- - umfasst die Städte/Gemeinden -
Nr.

77 - Borken I - Bocholt, Borken, Isselburg,
Rhede

78 - Borken II - Ahaus, Gronau, Heek, Legden,
Schöppingen, Stadtlohn, Vreden

79 - Coesfeld I/ aus dem Kreis Coesfeld:
Borken III - Billerbeck, Coesfeld, Havixbeck,

Rosendahl
sowie aus dem Kreis Borken:
Gescher, Heiden, Raesfeld,
Reken, Südlohn, Velen

Die Wahlvorschläge können gemäß § 19 Absatz 1 Landes-
wahlgesetz (LWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16.08.1993 (GV NRW S. 516/ SGV NRW 1110), zuletzt
geändert durch Gesetz  vom 16.12.2003 (GV NRW S. 766) bis
spätestens

Montag, 04.04.2005, 18.00 Uhr,

beim Landrat des Kreises Borken als Kreiswahlleiter - Fach-
einheit Revision und Aufsicht/ Wahlen - unter folgender An-
schrift eingereicht werden:
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Landrat des Kreises Borken als Kreiswahlleiter
Facheinheit Revision und Aufsicht/ Wahlen
Kreishaus, Zimmer 2359
Burloer Straße 93

46325 Borken

Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussfrist.

Ich bitte, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig vor dem
04.04.2005 einzureichen, damit etwaige Mängel, die die
Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig beho-
ben werden können.

Die Vorschriften der §§ 18 und 19 LWahlG sowie des § 23
LWahlO bestimmen näher Inhalt und Form der Wahlvor-
schläge. Sie sind als Anlage beigefügt und Bestandteil
dieser Bekanntmachung.

Kreiswahlvorschläge von Parteien, die nicht im Landtag
oder im Deutschen Bundestag aufgrund eines Wahlvor-
schlages aus dem Land ununterbrochen seit deren letzter
Wahl vertreten sind, müssen nach § 19 Abs. 2 LWahlG von
mindestens 100 Wahlberechtigten des entsprechenden
Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet
sein. Dies gilt auch für Wahlvorschläge von parteilosen
Bewerber.
Die Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen sind
beim Kreiswahlleiter unter der vorgenannten Anschrift er-
hältlich. Für weitere Informationen  steht Herr Norbert Wiemer
als Ansprechpartner zur Verfügung (Telefon: 02861/ 82-
2359, Fax: 02861/ 82-271 2359, Mail: n.wiemer@kreis-
borken.de).

Borken, den 05.11.2004

Der Landrat
als Kreiswahlleiter der Wahlkreise Nr. 77 - Borken I -,
Nr. 78 - Borken II - und Nr. 79 - Coesfeld I/ Borken III -
gez. Gerd Wiesmann

Anlagen

Landeswahlgesetz (LWahlG) - Auszug -:

§ 18

(1) Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreis-
wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder-
versammlung oder in einer Vertreterversammlung des
Wahlkreises hierzu gewählt worden ist.
(2) Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreter-
versammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Stimm-
berechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der
Versammlung im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigt
ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung
ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu
geben, sich und ihr Programm der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen.
(3) Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur
gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts der zur
Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahl-
kreis zum Landtag wahlberechtigt ist.
(4) In Kreisen und kreisfreien Städten, die mehrere Wahlkrei-
se umfassen, können die Bewerber für diejenigen Wahlkrei-
se, deren Gebiet die Grenze des Kreises oder der kreisfreien
Stadt nicht durchschneiden, in einer gemeinsamen Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung gewählt werden.
(5) Die Wahlen der Bewerber und der Vertreter für die
Vertreterversammlungen sind innerhalb der letzten 15 Mo-

nate vor Ablauf der Wahlperiode durchzuführen.
(6) Der Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landes-
verbände nicht bestehen, die Vorstände der nächstniedrigen
Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Parteiengesetzes), in deren
Bereich der Wahlkreis liegt, oder eine andere in der Partei-
satzung hierfür vorgesehene Stelle können gegen den
Beschluß einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Ein-
spruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim-
mung zu wiederholen; ihr Ergebnis ist endgültig.
(7) Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreter-
versammlung, über die Einberufung und Beschlußfähigkeit
der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das
Verfahren für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien
durch ihre Satzung.
(8) Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des
Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung,
Form der Einladung, Zahl der erschienenen wahlberechtig-
ten Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem
Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter
der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilneh-
mer gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides Statt zu versi-
chern, daß die Wahl der Bewerber in geheimer Abstimmung
erfolgt ist, und den Bewerbern Gelegenheit gegeben worden
ist, sich und ihr Programm der Versammlung in angemes-
sener Zeit vorzustellen.
Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versiche-
rung an Eides Statt zuständig; er ist Behörde im Sinne des
§ 156 des Strafgesetzbuches. Die Beibringung einer Ausfer-
tigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides Statt
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für
das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages.

§ 19

 (1) Beim Kreiswahlleiter können bis zum achtundvierzigsten
Tage vor der Wahl, 18 Uhr, Wahlvorschläge für die Wahl im
Wahlkreis (Kreiswahlvorschläge) eingereicht werden.
(2) Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von dem
Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landesverbände
nicht bestehen, von den Vorständen der nächstniedrigen
Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Parteiengesetzes), in deren
Bereich der Wahlkreis liegt, persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Parteien, die nicht im Deutschen Bun-
destag oder in einem Landtag ununterbrochen seit deren
letzter Wahl vertreten sind oder deren Parteieigenschaft nicht
bei der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag festgestellt
worden ist, können einen Wahlvorschlag nur einreichen,
wenn sie nachweisen, daß sie einen nach demokratischen
Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung
und ein Programm haben. Die Wahlvorschläge von Parteien,
die nicht im Landtag oder im Deutschen Bundestag aufgrund
eines Wahlvorschlages aus dem Land ununterbrochen seit
deren letzter Wahl vertreten sind, müssen ferner von
mindestens 100 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch
für Wahlvorschläge von parteilosen Bewerbern. Die Wahlbe-
rechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unter-
zeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der
Unterzeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vor-
aussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschla-
ges, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umstän-
den, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten
hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.
(3) Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vorname,
Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift sowie
bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch diese, angeben.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Ein
Bewerber darf - unbeschadet seiner Bewerbung in einer
Reserveliste - nur in einem Wahlvorschlag benannt werden.
In einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer
seine Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist
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unwiderruflich. Die ordnungsmäßige Abgabe der Zu-
stimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlages.
(4) In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensper-
son und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet
werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gelten die Person, die
als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und die-
jenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende
Vertrauensperson.

Landeswahlordnung (LWahlO) - Auszug -:

§ 23
Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge

(1) Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage
11a eingereicht werden. Er muß enthalten
1. den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung

der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern kön-
nen durch ein Kennwort gekennzeichnet werden,

2. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand,
Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Haupt-
wohnung) des Bewerbers.

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei
Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich
und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei keinen
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation,
so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen
der nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des
Parteiengesetzes), in deren Bereich der Wahlkreis liegt,
dem Satz 3 gemäß unterzeichnet sein (§ 19 Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes). Die Unterschriften des einreichenden Vorstan-
des genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nach-
weist, daß dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz
3 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstän-
de vorliegt. Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben
mindestens drei Unterzeichner ihre Unterschrift auf dem
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten; Absatz 2 Nr. 3 und 4 gilt
entsprechend. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen
und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten.
(2) Muß ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 100 Wahl-
berechtigten unterzeichnet sein (§ 19 Abs. 2 Satz 3 des
Gesetzes), so sind die Unterschriften auf amtlichen Form-
blättern nach Anlage 14a unter Beachtung folgender Vor-
schriften zu erbringen:
1. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreis-

wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung
sind der Familienname, der Vorname und der Wohn-
ort des vorgeschlagenen Bewerbers und die Bezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe (Kurz-
bezeichnung), die den Kreiswahlvorschlag einreichen
will, anzugeben. Der Kreiswahlleiter hat diese Anga-
ben im Kopf der Formblätter zu vermerken.

2. Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag
unterstützen, müssen ihn auf dem Formblatt persön-
lich und handschriftlich unterschreiben; neben der
Unterschrift sind Familienname, Vorname, Geburts-
datum, Wohnung und Wohnort des Unterzeichners
anzugeben.

3. Für jeden Unterzeichner ist eine Bescheinigung seiner
Gemeinde über seine Wahlberechtigung im Wahlkreis
im Zeitpunkt der Unterzeichnung nach dem Muster der
Anlage 15 beizufügen. Die Bescheinigung kann auf dem
Formblatt nach Anlage 14a erteilt werden. Wer für einen
anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt,

muß nachweisen, daß der Betreffende den Kreis-
wahlvorschlag unterstützt. Der Bürgermeister darf nicht
festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Be-
scheinigung bestimmt ist.

4. Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag
unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Kreis-
wahlvorschlägen ungültig. Die gleichzeitige Unterzeich-
nung einer Landesreserveliste bleibt unberührt. Die Un-
terzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber
ist zulässig.

5. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dür-
fen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

(3) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen:
1. Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach

dem Muster der Anlage 12a, daß er der Aufstellung
zustimmt und daß er für keinen anderen Kreis-
wahlvorschlag seine Zustimmung zur Benennung als
Bewerber gegeben hat; die Erklärung kann auf dem
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a abge-
geben werden,

2. eine Bescheinigung des zuständigen Bürgermeisters
nach dem Muster der Anlage 13, daß der Bewerber
wählbar ist; die Bescheinigung kann auf dem Wahlvor-
schlag nach dem Muster der Anlage 11a erteilt werden,

3. sofern der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht
wird, eine Ausfertigung der Niederschrift über die Ver-
sammlung der Partei zur Aufstellung der Bewerber, im
Falle eines Einspruches nach § 18 Abs. 6 des Gesetzes
auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstim-
mung, mit den nach § 18 Abs. 8 des Gesetzes vorge-
schriebenen Versicherungen an Eides Statt; bei Wahl-
vorschlägen nach § 18 Abs. 4 des Gesetzes brauchen die
Ausfertigung der Niederschrift und die Versicherungen
an Eides Statt nur einem Wahlvorschlag beigefügt zu
werden; die Niederschrift soll nach dem Muster der
Anlage 9a, die Versicherungen an Eides Statt sollen nach
dem Muster der Anlage 10a gefertigt sein,

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften
nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeich-
ner (Absatz 2 Nr. 2 und 3), sofern der Wahlvorschlag von
Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein
muß.

(4) Parteien, die nicht im Deutschen Bundestag oder in
einem Landtag ununterbrochen seit deren letzter Wahl ver-
treten sind oder deren Parteieigenschaft nicht bei der letzten
Wahl zum Deutschen Bundestag festgestellt worden ist,
haben außerdem einzureichen
1. den Nachweis, daß der für das Land zuständige Vor-

stand nach demokratischen Grundsätzen gewählt ist,
und zwar durch eine Ausfertigung der bei der Wahl
gefertigten Niederschrift oder durch die schriftliche
Erklärung mehrerer bei der Wahlhandlung anwesen-
der Personen,

2. die Satzung des für Nordrhein-Westfalen zuständigen
Landesverbandes,

3. das für die Gesamtpartei geltende Programm.
Hat eine Partei diese Nachweise dem Landeswahlausschuß
erbracht, so genügt eine vom Landeswahlleiter darüber
erteilte Bescheinigung.
(5) Die Bescheinigungen über das Wahlrecht der Unter-
zeichner (Absatz 2 Nr. 3) und über die Wählbarkeit der
Bewerber (Absatz 3 Nr. 2) sowie die Beglaubigungen von
Abschriften der beizubringenden Unterlagen sind kostenfrei
zu erteilen.
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78/04 - Sparkasse Westmünsterland

Aufgebot und Kraftloserklärung von Sparurkunden der
Sparkasse Westmünsterland

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit
der Nr. 330 019 050 geführten Spareinlage beantragt das
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE  WESTMÜNSTERLAND - Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in
Ahaus und Dülmen - fordert den Inhaber der Urkunde auf,
spätestens bis zum 09. Februar 2005 seine Rechte unter
Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend
gemacht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus/Dülmen, den 09. November 2004

SPARKASSE  WESTMÜNSTERLAND
- Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und
Billerbeck -
Der Vorstand
gez. Krämer

Kraftloserklärung

Die Sparkasse Westmünsterland, Rechtsnachfolger der
Kreissparkasse Borken und der Sparkasse Coesfeld mit
Sitz in Ahaus und Dülmen, erklärt die Sparurkunde mit der
Nummer 300 738 366 hiermit für kraftlos.

Ahaus/Dülmen, den 09.11.2004

Sparkasse Westmünsterland
- Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und
Billerbeck -
Der Vorstand
gez. Krämer


